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Vierzehn Thesen zur Inneren Sicherheit
- Yom eminent praktischen Sinn grundsãtzlicher Überlegungen

von Wolf-Dieter N¡rr

In unsicheren Zeitm hat der rRuf nach Sicherheit und Ordnung' I(on-
junktur. Ohne Umschweife rverden dann die Sicherheitsexpeten im Spiel
gebrachh Von rdurchgneifenden Maßnahmen' ist schnell die Rede; schilr-
fere Gesetze und eine Polizei, die der Unsicherheiten Herr werden soll,
werden gefordert. Diese schlichten Formeln a¡s dem Standardrepertoire
populistisdrer Fotitik dimen den Infeesse¡r der Sicherheitsbä¡okratien.
Sie zielm auf einen die Gesdlschaft überziehenden Schteier súaatticher
Sicherheibvorkehrungen, der Sichrheit verspricht, aber neue Unsicher-
heiûen produziert.

Theoretische Grundlagen sind ebens<¡ wie Begriffe oder wie Werte nicht uo-
mittelbar praktisch. Aus ihnen können in der Regel keine direkten Schlußfol-
gerutgen in Richhrng deisen gezogen werden, was a¡ h¡¡ sei.
Will man sich indes nicht in hektischer Betriebsamkçit erschõpfen, sollen ste-
rile Aufgeregtheiæn vermieden werden, soll nicht nur d.s Lob der politi-
schen Routine gesungen werden - È" ist praktisch gerichtete Theorie Vor-
eussetzung aller Praxis. Daß theoretische Einsichten nicht umstandslos
'praktikabel' sind, rrag gegen diese Einsichten sprechen. Sie mögen zu ab.
strakt, zu '¿kademisch' sein. Der umgekehrte Fall ist gleicherweise denkbar
und angesichts heutiger ps¡¡¡¡ft rmgleich håufiger: Weil die Praxis so misera-
bel ist und weil diejenigen, die sie betreiben, zukunftslos im gegenwärtigen
ftiteressensumpf stecken, lassen sich andere, die Probleme vermutlich þsser
lösende Theorien nicht u¡nsetzen.

Was ist Sicherheit

The3e 1: Sicherheit, nach der die Menschen der Gegenwart streben, besitzt
eine z. T. in sich widersprüchliche Fülle von Dimensio¡en. Die hauptsÃchli-
che Schwierigkeit, Sicherheit nãher a¡ bestimmen (Soziale Sicherheit,
Rechtssicherheit, Sicbe¡heit vor Verbrechen u.ä.m.), besteht darin, daß die
verschiedenen Sicherheitsdimensionen teilweise spannungsreich miteinander

ansammenhãngen und aufeinander ei¡wirken. Prinzipiell gilt: Sicherheit gibt
es in ellen Sicherheitsbelangen immer nur relativ. Ebenso prinzipiell gilt: Si-
cherheit ist iuner nur auf prekãre, ausgesprochen problematische Weise a¡
haben.
Demokratisch-pluralistische Gesellschaften zeichne¡r sich .l^durch aus, daß
stets eine Fülle von U¡sicherheiten belassen bleiben (mässen). Oh¡e Uosi-
cherheiten gibt es keine Gestaltungschancen und ohne diese ist alle Pluralitãt,
¡lle Be.sonderheit am Ende. Die Suche nach mõglichs perfekter Sicherheit
hat a¡r Folge, daß mõglichst alles abweichende Verhalten ausgeschlossen
werden muß.

Tbese 2: Da es eine perfekte Sicherheit nicht gibt, si¡d alle Sicherungslei-
shÐgen kategorisch begrenÍ. Gesellsch¡ftliche Sicherheit ist eng gekoppelt
mit der Kultur einer Gasellschaft, insbesondere mit ih¡ea potitischen und
ôkonomischer¡ Produktions- und Verteiluagsfotmen.
Die wichtigsten Fragen lauten demgemäß: Wetche Art(en) von Sicherheit
werden rngestrebt; wer definiert, was Sicherheit ist; gibt es verschiedene Si-
cberheitsi¡teressen und welct¡e werde¡r umgesetd; welche institutionetten
Mechanismen stellea Sicberheit her; wie ist Sicherheit unter den Mitgliedem
einer Gesellschaft verteilt usw.? Entsprechend ist die Eigenart geseltschafrli-
cher Sicherheit letztlich nur in der gesamtgesellschaftlichen Analyse ar be-
stimmen.

Thcse 3: Bei der Beschäftigung mit Sicherheit (als Zustand) bzw. Sicherung
(als einem dyamischen Vorgang), soweit sie vom politischen System, dem ü-
beraldemok¡rtisch verfaßteo Staat ausgehen ban,. sich auf de¡selben bezie-
hen, dominiert die bürgerliche Perspektive: Wodurch wird die Sicherheit der
Bärgerlnnen bedroht bar. gewãhrleisæt?
Gefahren für die Sicherheit enrstehen unmi¡slþat'aus drei Quellen: Aus Ge-
waltåußerungen anderer Bürgerioneo rmd Bürger; aus Gesetzesbrüchen, vor
alleo aus Verletanngen der Gnmd- und Menschenrechte, und aus der A¡t der
sta¿tlichen Sicherheitsleist¡¡ngen selber. Die mittelbaren Verunsichenrngen
sind nicht gering zu veranschlagen. Sie werden in ¡ller Regel im Rahmen öf-
fentlicher Sicherheitsdebatt€n nicbt berücksichtigt. Diese mittelbaren Wur-
zeln dq Verunsicherung mässen jedoch ausgegraben werrden, wen¡ die Ursa-
chen der Sicherheitsãngste und der negativen und posiliven Erscheinungen
nicht weiterwirken sollen. Negative und positive Projektioneo zeigen sich in
Vorurteilen, z.B. gegeaüber Ausländerlnnen, die als Scheingrände einer Mi-
sere entdeckt wurden, oder in der Identifrkation mit repressiven Gesetzen und
h¡rten Strafen, die das Sicherheitsgeñihl verbessem sollen. Mittelbare Falcto-
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ren bzw. Faktorenbändel, die Verunsichenrnge,n bewirken, sind vor allem in
folgenden gesellschaftlichen Merkmalen a¡ erfassen: Den gesellschaftlich

ermõglichten oder blockierten Fãhigkeite'n der Bärgerlnneo, ih¡e lVirklich-
keit zu verstehen und handelnd ¡n ihr teilarnehmen. Deu m¡teriellen Bedin-
guogen, sich zu ernãhren und für sich selbst at sorgen. Den beide Merkmale
zusammenfasser¡den Chance,n, durch eigene Aibeit selbstbewußt a¡ wer-
den/a¡ bleiben und in diesem Si¡ne d¿s eigene læben in entsprechenden ge-

sellschaft lichen Umstãnden handelnd a¡ bestimæn.

These 4: \ilenn von búrgetlicher Sicherheit die Rede ist, gilt ein weit gefaß-

ter Begriff der physisch-psychisch-inteltekfuellen lntegritãt dss Menschen als

Maßstab. Die Integritãt (: Unversehrtheit) des Menschen ist dauemd.prekõr:

Menscheu sind verletdich. Das ist das Signum ihres læbens. Die Medizin
etwa bleibt deswegeo dauemd gehalten abzuwãgen, welche Art des Eingriffs,
d. h.. der lategritätwedetanng ¡kzep¡¡þ¡ und angeme'sseh ist, um.die ver-
letzte oder kranke Integritãt eines Menschen soweit wie möglich wie-
derhera¡stellen. Was frir die Medizin gilt, gilt mit entsprechenden Verãndè-

n¡qgeri auch für die Arf und Weise, Menschen in der Ausübuog ibrer Grund-
und Menschen¡echte a¡ sichern. Eine ståndige Gäterabwãguog ist verlangt.
Gerade auch weil'rlie rasante Entwicklung der Informstionstechnologie neue

A¡ten der Integritätsvedetarng mõglich macht.
Das vom Bundesverfassungsgericht im sog. Volkszãhlungsurteil 1983 statu-

ierte "inforoationelle Selbstbestiomungsrecht" stellt e¡ne erste hõchstrich-
terliche Reaktion auf die oeuen inforrrationelle¡ Handlungen und ihre Be-
ileun¡ûg dar, ohne jedoch dem riesigea und expandierenden Bereich gerecht
werden a¡ kõnnen. Die nachfolgenden, gerade auch sicherheitsgesetdichen
Konsqluenzen haben die Vorgaben des Verfassungsgerichts in der Regel Þi
weitem uatertroffen und nicht selten in ihr Gegenteil verkeh¡t. Kurzl Gerade

weil das Me¡schenrecht auf Integritãt allernal prekãr ist und sich nicht ein ftr
alleml eindeutig und klar fassen läßt, ist es geradezu als bestimmendes Prin-
zip aller slaatlichen (und außerstaatlich großorganisatorischen) Sicherheitslei-
stungeû, ihrer Einrichh¡ngen, ihrer rechtlichen Kompetenzen und vor allem
ihrer Mittel zu verstehen und entsprechend a¡ verankern

Sicherheit im Rechtsstaat

These 5: Der deutsche Begriff de,s Rechtsst¡¿ts leidet bis heute weithin d¡r-
uater, daß er immrr noch in seiner wilhelminischen Prögung verstanden und
gebraucht wird. Diese Feststellung gilt gerade auch im Zusanmenhang der
diversen rechtlichen Netze, die über das 'System lnnerer Sicherheit' gewor-

fen worden sind - und mehr ¡och über bürgerliehes Handel¡ geworfen wer-
den.
Rechtsstaat meint meist nicht weniger, aber auch nicht mehr, als .laß exeku-
tivisches Handeln gesetzasfõrmig erfolgt bzw. sich auf einschlãgige Gesetze

beziehen kõanen muß. Rechtsstaat in die.sem Sinne k¡m nach l87l als Resi-
gnationsprodukt dqs deutsche¡¡ Bärgertums zustande. Zugunsten der n¿tiona-
len Einheit verzichtete ¡nan auf eine grundrechtlich demok¡atische Verfas-
sung. Staatliche Eingriffe in begreoae bürgerliche Freiheite,r¡, insbesondere

ins Eigentumsrecht, sollten jedoch prinzipiell nur mõglich sein, wenn sie in
die Form des Rechts gegossetr waren und konsequent kontrolliert und auch

eingelclagt werden konnten. Diese Rechtsst¡¿tlicbkeit ist nicht gering zu ach-
ten. Sie ist die Voraussetzung aller bürgerlichen Berechenb¿rkeit herr-
schaftlicher Eingriffe und aller Rechtssicherheit. Die wilhelminische Form
der Rechtsstaatlicbkeit ist aber alles andere als ausreichend. Systematisch un-
,zureichend ist dieses Verståndnis von Rechtsst¡¡tlichkeit, weil es ihm ¡n ei-
aem norm¡tiv substantiellen Bezug auf die Grund- u¡d Menschen¡echte rn¡n-

gelt. Zwischen dem vordemokratische,n rmd dem demokratischen bav.
gnrndrechltichen Rechtsstaat besteht eine Differenz ums Ganze.

Dominierende Politik besteht nach wie vor darin, vor den Grundrechten bis

hin zum'informationellen Selbstbestimmungsrecht' nur einen gesetdichen

und institutionellen Knicks zu machen, wfürend die äberwiegenden Regeln

der Polizei und Geheindienste samt der überwiegenden Interpretation qua

herrschender Meinung bestenfalls am 'alten' Rechtsstaatsbegriff orientiert
bleiben. Jede Reform, jedes neue Gesetz, jede neue Regelug ist deshalb am

Begriff des demokratischen'.Rechtsstaats.auszurichten' Daneben bed¿rf es

gríindlicher rechtlich-institutioneller Reformen, um das 'System lnnerer Si-

cherheit' grundgesetdich 'gleichzuschalten'. Das Polizeirecht und die diver-
sen Geheimdienstrechte samt den Begleit4esetzen müssen grundgesetdich'
d.h. an erster Stelle gnrndrechtssystem¡tisch, verfaßt werden.

Thtse 6: Das Bundesverfassungsgericht hat den Gnmdsatz der 'Verhãltnis-

mÄßigkeit' in einen Verfassungsrang erhoben. Dieser Grundsatz soll die
jeweilige öffentliche Gúterabwägung aller st¿¿tlicher lnstitutionen leiten,

einschließlich der Instanzen der Dritten Gewalt. Das formal entleerte Rechts-

staatsverståndnis wird hier allerdings oft noch äbertroffen. Der gebets-

mählenhaft wiederholte Grundsatz der Verhältnisrnãßigkeit gewinnt jedoch

erSt an urteilender, das Handeln be.stimmender u¡rd Kontrolle ermõglichender

Vit¡litãt, wenn die Güterabwâgung immer strikt bezogen ¡uf das Gut der
'unmittelbar' geltenden Grund:. und Menschenrechte erfolgt. Wenn also Er-
fordernisse der Inneren/öffentlichen Sicherheit abgewogen werden, wenn sie
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nicht einfach vor- oder nachdemok¡atisch aufgeherrscht werden, dann ist es

unabdingbar, d¿ß auf die jeweils andere Schale der Waage die rmmittelbsr
geltenden Grund- und Mensche¡rechte gelegt werden. Ob ein Gesetz, eine
lnstitution, eine Technik, eine Maßnahme lnnerer Sicherteit verhãltnismãßig
ist, lâßt sich nur kontextbezogen immer wieder neu e,ntscheiden.

These 7: Historisch und systematisch konkurrieren avei Sicherheitsbedge.
Die Sicherüeit des Sta¡tes als einer Herrschaftsei¡richtung und die Sicherheit
der Bürgerlnnen. Zwischen diesen Bezägen pendeln die Sicherheitsbegriffe, -
institutionen, -legitimatione,n und -maßmhrnen. Entgegen der historischen
Entwicklung wurde der moderne Staat von Anfang an damit legitimiert, daß
sein Gewaltmooopol erforderlich sei, um i¡neren gesellschaftlichen Frieden
a¡ sliften u¡d eine Gesellschaft gegenúber imperialen Aasprächen einer e¡de-
ren unabbãogig an halten. Liberaldemokratisch wurde der Abstraktion der
allen búrgerlichen Einricht¡¡ogen äberlegeneo Stsetsgewelt und damit ihrer
gmenzipation von den bärgerlichen Sicherheitsinteressen dedurch ein Riegel
vorzuschieben gesucht, daß Búrgerwille und Ste¿cwille, daß Bärgersicher-
heit uld St¡¡tssicberüeit gleichgesetd wurden.

these t: Eþr demok¡atische Rechtssta¿t ist die institutionelle Form, mit de-
ren Hilfe die prinzipiell a¡rgenornmene Identitãt von BÍirger- und St¡atssi-
cherheit gewãhrleistet werde¡r soll. Also bildet der demokr¡tische Rechtsstaat
verfassungsrechtlich und verfassungswirklich den Mafìstab, mit dem a¡ Ines-
sen ist, wie es mit der brirgerlichen Sicherheit im reprãsentativ{emokratisch
verfaßten Steate bestellt ist. Drei Mechanismen sind hierbei von ausschlagge-
bender Bedeutung: Zum erste¡ die Arten bärgerlicher bav. reprãsentativ
vemlittelter Betêiligr¡trg an der strattichen Prcduktion von Sicherheit. Zum
aveiten das Ausma8 und die Genauigkeit der Verechtlichuog ineins mit den
Möglichkeiten der rechtlichen ÛUerprûnrng. Zum dritten der Umfang bzrv.
die Gre¡zeo der öffentlichkeit.
Die,ser institutionelle Beangsrahmen liberaldemotratiseher Sicherheit bav.
entsprechender Sicherungsleistungen bedingt die immer emeut an st¡atliche
Sicherungsleisnrngen (und. ihre Produktionsformen) zu stellende Fragen: Wer
nimrnt wie auf den Begriff öffeatlicher (õffentlich gewährleisteter) Sicherheit
Ehfluß - oder wie kommt derselbe jeweils zustande? Welche Sicherheitsin-
teressen kommen im Sicherheitsbegriff zum Ausdruck? Welche Institutionen
der Sicherung bestehen? tly'elche Teilnahme von Bärgem bzw. reprãsentr-
tiveu Ei¡richtr¡ngen lassør sie a¡? Wie ist es um des informationelle Selbst-
bestimmungsrecht aller Bürgerlnnen bestellt, wenn dasselbe durch Sicher-
heitsapparaturen vennittelt wird: Ist d"s informationelle Selbstbestimmuûgs-

recht in Sachen Innerer Sicherheit ein passives Abwehrrecht (gege¡über
Staatseiogriffen) oder ein aktives Recht etwa im ginns si¡ss sicherheitspoli-
tisch geltenden 'Freedom of Information Act'? Wie wird dafür gesorgt, daß
sich die bürgerlichen Sicherheitsbedürfuisse mit den st¡atlichen Sicherheits-
bedürfuissen decken?

lnnere Sicherheit und liberale Demokratie

These 9: Demokratisch bet¡achtet ist Innere/öffentlicbe Sicherheit - vergli-
chen mit anderen Politikbereichen - b€sonders problemetisch.
Der modeme Stsst ist gemãfl Max Webers þrühmter instrumenteller Be-
stimmung von alleo enderen gesellschaftlichen Einrichtungen dadurch ¡¡nter-
schieden, daß er äþr .l"s Monopol legitimer physischer Geweltsemkeit ver-
ñigt. Dieses Monopol ist konsoquentenpeise von allem Aofang an hermetisch
organisiert worden. Beim Militår versta.od (und versteht) sich solche Her-
metik bis heute weitgehend von selbst - unbesôhada aller Versuche einer
hauchzalen Verbürgerlichuag als 'Bärger ia Uniform' und der Einrichhrng
des Amts eines, bar, jetzt sogar einer Wehrbeauftragten. Die Polizei, eine
vergleichsweise spõte, vom Militãr abgespaltetene, innengerichtete Gewaltin-
stitution, wurde lange im Schatten des Militã¡s ãhnlich organisiert. In der
Bundesrepublik änderten sich die organisatorischen Formen quditativ erst in
den siebziger Jahren. Dennoch gilt awh für die Polizei: Sie stellt im Gelãnde
liberaler Demokratie einen besonders schwer demok¡¡tisch eufzulockernden
bürokratischen Block dar. Diese Blockgestalt wird dynamisch verstã¡kt zuo
ei¡en durch Verrechtlichung und Bärokratisierung (mit all ih¡en Effekten auf
die Institutionen des Geweltmonopols) und a¡m anderen durch die neuen

Qualitôten, welche die lnform¡tionstechnologie bei der Polizei (und nicht
anletz bei den Gelreimdiensten) bewirkt. Von den¡ok¡atischer Beteiligung
kani nicht einm¡l ansatayeise die Rede sein. D¡s Grundgesetz schweigt hier,
auch in Sachen vermittelter Beteiligrmg des Parlaments. So gesehen zeigt sich
das organisierte Geweltmonopol nach wie vor vordemk¡atisch.
Die reprãsentative Kontrolle als wenigstens regulatives Prinzip ist gleich
doppelt begrenzt: Sie erfolgt in aller Regel erst hinterher; und sie ist prinrãr,
zuweilen exklusiv auf die Informationen der Behörde und ihrer Vertreter an-
gewiesen, die sie eigentlich ja kontrollieren soll.

These 10: Daß Innere Sicherheit liberaldemokratisch nicht konstituiert wird,
rl¡ß l¡¡¡6¡e Sicherheit nur mangelhaft liberaldemok¡¡tisch kontrolliert wird
(kontrollierbar ist), hat u.a. zur Folge, dall I¡nere Sicherheit leicht pseudo-
politisch mißbraucht werden kann, um mit dem populistischen Schei¡ von
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Demokratie demokratische Prozeduren und Programme auszuhebeln. Dieser
Mißbreuch lãßt sich arr sog. Asylkompromiß und seiner rund d¡ei Jeh¡e be-
anspruchenden Herstellung belegen: Sprache wurde formiert; Begriffe wur-
den besetzt; Vorurteile wurden im 'permanenten Appell en den in¡eren
Schweinehund des Menschea: (Kurt Schumacher) aufgerÍihrt. Insgesamt gilt:
Der eher wachsende Sicherheitsbod¡rf k¡nn von Fall a¡ Fall in Richtung auf
Ikiminalitãtsãngste ¡¡mñ¡nktioniert werden, im Namen der bürgedichen Si-
cherheitsängste vennag dementsprechend staatssichernd in Brirgerrechte ein-
gegriffen zu werden. Die Sicherung der Grundrechte wird somit anr Einlaft-
pforte, um in Gn¡ndrechte einangreifen. Sicherbeit und ihr Abbau durch die
A¡t der Sicherung, die doch gleichzeitþ im Namen der Sicherheit ge,schieht,
werden an einer 'self-fulfilling prophecy'.

Bärgerrechtlich fundientê Reformen

Tlrcse 11: Angesichts struktureller und ¡ktueller Probleæ sind neue Formen
der P¡oduktion von Sicherl¡eit und ih¡er Veræilung dringend nötig. Anders
drohen die gegebenen Formen de¡ Sicherüeitsproduktion a¡ verhi¡dem, daß
sich die liberale Demok¡atie prozedural und inh¡ltlich emeuef. Ein weites
Netz von Repression, das schon im Vorfeld möglicher Handlungen ausge-
worfen wird, kõnnte an folgenreichem Politikersetz werden. Dqmit wihde
zugleich das einigermalÞn strikte bgalitåtsprinzip vollends zugunsten des
Opportunitãtsprinzips geschleift. Ner¡e Formen staatlicher Sicherung vedan-
gen im Rahmen der Polizei eine Ernanenrog: Die durchgehende BärgerbeÞi-
Iigung. inmitten der Sichenrngsorganisationen. Dazu gehört u.a. die nur im
Einzelfall einsch¡ãnkbe¡e Vermutung durchgehender Õffentlichkeit polizeili-
chen Handelns und polizeilicher Organisierung. Das Prinzip öffentlicbkeit
ist gerade hier die'Voraussetanng eines gnmdgesetdichen Prinzips der Ver-
antwortuDg.

These 12: Jede Reform der Organsation Inneter Sicherheit muß deren ge-
seldiche Grundlagen einbeziehen. Daa¡ zÃhlèn vomehmlich das Strafgesetz-
buch (SIGB) und die Straþrozeßordnung (SIPO); das gesamte Polizeirecht
samt dea in den letzten Jahren verrechtlichten Geheimdiensten; der Daten-
schutz vor dlem dort, wo er in erster Linie als Schutz stastlicher Institutio-
neo ñrngief. lnsgesamt gilt vor allem für SrGB und StPCl, d¡ß diese nur
hinterber liberaldemokratischen Belangea angepaßt, indes nicht von der Lo-
gik grundrechtlich/menschenrcchtlich fundierter Deookratie her entwickelt
worden sind. Eine Durchforstuag r¡nd nicht a¡letzt eine rechtlich-institutio-
nelle Aufforstung sind lângst ùberãltig. Überf:ittig si¡d auch eioe ganze

Reihe gesetdicher Neuerungen. An erster Stelle bederf es eines deutschen
'Freedom of l¡formetion Act', der auch für die neue¡e technische Entwick-
lung paßt.

Th€se 13. Zusarnmenhqng und Differenz von ãußerer udd innerer Sicherheit
sind nicht eußer acht a¡ lessen. Insbesondere aber gilt, ¡lqß eine Demokrati-
sierung und gnrnd-/menscherirechtliche Fundierung Innerer Sicherheit ¡atio-
n¡lst¡stlich ¡llein nicht rrehr erfolgen ksm. D¡rum sind vor allem die
europõischen Konsequenzen eines verãnderten sta¡tlichen Gewaltmonopols
im lnnern a¡ bedenke¡. E¡tscheidend hierbei ist, dsfJ des, was ¡ls 'Euro-
pôische Sicherheit' þstimmt wird, nicht prinår d¡rin besteht, daß die
nationalstaatliçþsn gr¡ndsrds erniedrigt und die oh¡ehi¡ problematische Koo-
trolle vollends eotmündigt wird. Insþsondere der Einsatz der laformstioûs-
technologie uod ih¡e europâische Veroetamg bedúrfen neuer Rechts- und vor
allem neuer institutioneller Kontrollvorkehnrngen.

these 14: Jede isolierte Reform des 'Systems Innerer Sicherheit' nuß schei-
tern. So lange versäumte soziale Sicherungen und infolge mangelnder demo-
k¡atischer Beteiligurg aufgestaute Ängste aufdie Innere Sicherheit projeziert
und von dereo Apparaten ein Ausweg erhofft wird, bleibt d¿s ausufernde
'Projekt lonere¡ Sicherheit' akrueller denn je. Die Fülle neuer, meist mit
heißer N¡del genfüter Gesetze belegt dies. Dan¡m sind Reformen in anderen
zentralen Sicherheitsbereichen wie Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik sicher-
heitspolitisch dringlicher denn je: Vor allen aþr ist es geboten, das Feld
demok¡atischer Beteiligung, angefangen beim Demonstrationsrecht, insge-
samt auszudehnen bzw. darauf an achten, daß äieses nicht immer eroeut ein.
geengt wird. Sonst kann as gascbehen, wie die.s gegenwãrtig vielf¿ch der Fall
ist, daß die Polizei als Büttel der herrschenden Politik und ihres reprãsenta-
tiven Absolutismus perrDa¡rent mißbreucht wird.
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